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Eine KindheitPutins globaler Wirtschaftskrieg
17.000 36.000DEUTSCHLAND: EINZELHANDEL

in FolgenTrotz russischer Antikolonialismus-Rhetorik hoffen die Führer Afrikas auf ukrainisches Getreide V O N S T E P H A N B A I E R

dürftigen in Afghanistan, Äthiopien, Kenia, Afrika kommerziell verticken.
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VERBUCHT UMSATZSCHWUND
Der deutsche Einzelhandel hat das erste
Halbjahr nach schwierigen Monaten
mit einem unerwarteten Umsatzrück-
gang beendet. Die Einnahmen sind im
Juni um 0,5 Prozent geringer ausge-
fallen als im Vergleich zum Vormonat.

Zwar war der Umsatz im ersten Halb-
jahr um 3,6 Prozent höher ausgefallen
als im Vorjahreszeitraum, allerdings
ging das Ergebnis real um 4,5 Prozent
zurück. Ursache ist der hohe Kaufkraft-
verlust der Verbraucher infolge der ho-
hen Inflation.
Es steht die Befürchtung im Raum, dass
sich die Konsumenten im zweiten Halb-
jahr weiterhin in Zurückhaltung üben
werden. Deutliche Lohnerhöhungen,
steuerfreie Inflationsausgleichsprämien
und die Rentenerhöhungen könnten
diesen Kaufkraftverlust im zweiten
Halbjahr zumindest eindämmen. Aller-
dings ist die Konsumlaune im privaten
Verbrauch schlecht und wird so wohl
keinen Beitrag zur gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung leisten können. Le-
diglich die Geschäfte mit Textilien, Be-
kleidung, Schuhen und Lederwaren ist
im ersten Halbjahr um 7,3 Prozent ge-
wachsen.

CHINA: KONSUM DURCH
FÖRDERUNGEN STEIGERN
Das höchste Entscheidungsgremium der
Volksrepublik China hat entschieden,
den Konsum zu fördern und die schwa-
che Nachfrage im Inland anzukurbeln.
Hierzu soll die Förderung beim Kauf
von Elektroautos und des Konsums
ausge-weitet werden.
Zusätzlich sollen auch Wohnungsmie-
ten gesenkt werden. Zur Förderung des
Tourismus sollen Verwaltungen die
Eintrittsge-ühren in Naturschutz-Parks
senken oder ganz streichen, sollte die
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achfrage gering sein.
berstes Ziel ist es, die fundamentale
olle des Konsums für die wirtschaftliche
ntwicklung voll zur Geltung zu bringen.
bwohl die chinesische Wirtschaft einen
arken Jahresauftakt verzeichnete,
heint nun die Euphorie verflogen: Die

weitgrößte Volkswirtschaft der Welt
uchs im zwei

RAEL: TECH-INDUSTRIE FÜRCHTET
REN UNTERGANG

eit Verabschiedung eines Teils der um-
rittenen Justizreform durch das israeli-
he Parlament gibt es zahlreiche Proteste

Land, die weiterhin anhalten. Viele der
emonstranten sehen nicht nur den Zu-
mmenhalt des Landes gefährdet, son-

ern auch einen der wichtigsten Wirt-
haftszweige des Landes: die Tech-Bran-
e. Die Technologiebranche ist für das

leine Land ökonomisch enorm wichtig.
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iele große Unternehmen sind aus
tart-Ups entstanden, und auch zahl-
iche globale Tech-Konzerne wie
icrosoft, IBM etc. sind in Tel Aviv mit

iner Niederlassung vor Ort. Laut einem
ericht arbeiten elf Prozent der sozial-

ersicherungspflichtigen Beschäftigen in
er Tech-Branche und 18 Prozent des
IP werden in diesem Sektor erwirt-
haftet. Durch die Justizreform fürch-
n viele der Unternehmen nun um
unden und um Mitarbeiter: Die Angst
t groß, dass die israelische Regierung
en Rechtsstaat weiter einschränkt und
ie Bedingungen für Unternehmen vor
rt sich zunehmend verschlechtern. Der
rend ist deutlich: eit Ende vergangenen
ahres sind die Investitionen in den
ech-Sektor deutlich zurückgegangen –
lso genau seit dem Zeitpunkt, seitdem
ie neue Regierung Netanjahus ins Amt
ekommen ist.
V O N T H O M A S B E R E N Z

Die Schulferien, die derzeit in den meisten
Bundesländern noch andauern, nutzen
viele Familien traditionell für eine
Urlaubsreise. Mit dem Flugzeug, dem
Wohnmobil oder – ganz ökologisch – mit
der Bahn geht es hinaus aus dem Alltags-
trott und hinein in das Ferienabenteuer.
Für rund drei Millionen Kinder und Ju-
gendliche in Deutschland bleiben das Ver-
reisen und die damit verbundenen schö-
nen Erlebnisse, nicht nur in den Sommer-
ferien, allerdings eher ein Traum.
Sie leben hierzulande in Haushalten, de-
ren Einkommen geringer ist als 60 Pro-
zent des mittleren Einkommens aller
Haushalte der Bundesrepublik. Damit
gelten sie als von Armut betroffen. Was es
bedeutet, zu jener Gruppe zu gehören, er-
leben die Kinder und Jugendlichen nahezu
Tag für Tag.
Sie erfahren Einschränkungen in der ge-
sunden Ernährung, in einer ausreichenden
Gesundheitsvorsorge oder im Bereich der
sozialen Kontakte. Eine Mitgliedschaft im
Verein oder die Teilnahme am kulturell-
gesellschaftlichen Leben? Nur selten
können sich Familien mit geringen Ein-
kommen dies leisten.

Stigmatisierungen für
das ganze Leben

Solche Erfahrungen bleiben nicht ohne
Auswirkungen auch auf die psychische
Gesundheit der betroffenen Kinder und
Jugendlichen. Scham über die Lebenssitu-
ation, das Gefühl der Stigmatisierung und
die soziale Ausgrenzung können die per-
sönliche Entwicklung, für die ja gerade im
Kindesalter das Fundament gelegt wird,
negativ beeinflussen.
Das hat Folgen mitunter für das ganze
Leben. Wenn derzeit wieder viel über Kin-
derarmut in Deutschland diskutiert wird,
so darf nicht aus dem Blick geraten, dass
sie vielfältige Ursachen hat.
Für ihre nachhaltige, präventive Bekämp-
fung braucht es ebenso vielfältige, aufei-
nander abgestimmte finanz-, sozial-, bil-
dungs- und familienpolitische Lösungsan-
sätze: Bezahlbarer Wohnraum, Unterstüt-
zung für Alleinerziehende, Investitionen in
Kitas und Schulen, Einkommen, die einer
Familie mehr als das bloß materiell Not-
wendige sicherstellen, und leicht zugäng-
liche Sozialleistungen.
Die Einführung einer Kindergrundsiche-
rung ist sicher ein wichtiger Schritt. Aber
es darf eben nicht dabei bleiben. Jedem
Kind und Jugendlichen muss unabhängig
von seiner sozialen Herkunft umfassende
soziale Teilhabe eröffnet werden und die
Chance, sich selbst, die ganz persönlichen
Begabungen und Charismen zur Entfal-
tung zu bringen und damit zu jener Größe
und Freiheit zu gelangen, die ihm als
Mensch in unserer Gesellschaft bedin-
gungslos zusteht.
Die Grundlagen dafür zu schaffen und so
die Strukturen sozialer Ungleichheiten zu
durchbrechen, ist eine gut angelegte In-
vestition für Gegenwart und Zukunft.

Der Autor ist Leiter Erwachsenen-
und Familienbildung im Bischöflichen
Generalvikariat Trier und Bischöf-
licher Beauftragter für Erwachsenen-
bildung.
Die Kolumne erscheint wöchentliche
in Kooperation mit der Katholischen
Sozialwissenschaftlichen Zentralstelle
(KSZ) in Mönchengladbach.

Foto: Privat
Das „Nordkorea Afrikas“, Eritrea, ist eines der ärmsten Länder Afrikas und als
Tyrannei an Russlands Seite. In St. Petersburg begrüßte Putin nun Eritreas Präsi-
denten Isaias Afwerki zum Russland-Afrika-Gipfel. Foto: IMAGO/Sergei Bobylev

32,8 Millionen Tonnen Getreide hatte die
Ukraine trotz des seit mehr als 520 Tagen
währenden Krieges auf dem Seeweg expor-
tiert, darunter mehr als 625 000 Tonnen
Getreide für das Welternährungsprogramm
der Vereinten Nationen (FAO), das den Be-

an, 25 000 bis 50 000 Tonnen russischen
Getreides kostenlos an arme und Russland-
freundliche Staaten wie Mali, Eritrea,
Somalia und die Zentralafrikanische Re-
publik zu liefern. Den Rest der angeblich
gut gefüllten Speicher jedoch will er in
W
ladimir Putin bietet den
Ländern Afrikas an, zur Lö-
sung jener Krise beizutra-
gen, die er selbst verursacht

hat. Durch den anhaltenden russischen Ter-
ror- und Zerstörungskrieg gegen die Ukrai-
ne, durch die Mitte Juli erfolgte einseitige
Aufkündigung des von der Türkei und den

Gönner spielen können. Zumal alle russi-
schen Versuche, die ukrainischen Getreide-
Exporte als kommerziell zu diskreditieren
und die Schuld am Ende des Getreide-Ab-
kommens dem Westen in die Schuhe zu
schieben, kaum verfingen.

Nur 17 afrikanische Staatschefs reisten
persönlich zum Gipfel in St. Petersburg an;
Marktüberblick

Vereinten Nationen vermittelten Getreide-
Abkommens und durch die Blockade der
Seewege im Schwarzen Meer hat Russland
selbst die Ernährungslage in Afrika und
Nahost dramatisch verschärft.

Zehntausende Tonnen ukrainischen Ge-
treides wurden zudem durch russische
Drohnen- und Raketenangriffe gezielt ver-
nichtet, anderes wurde durch die russischen
Besatzer schlicht gestohlen. Allein in Odes-
sa sollen 60 000 Tonnen ukrainischen Ge-
treides durch russischen Beschuss ver-
brannt worden sein.

Putin sucht politischen und
militärischen Einfluss
Nach Kiewer Angaben sind mehr als 600
Millionen Menschen weltweit direkt von
landwirtschaftlichen Produkten aus der
Ukraine abhängig. Durch die Seeblockade
und den russischen Beschuss der Hafen-
Infrastruktur – nicht nur, aber vor allem in
Odessa – steigen die Preise für Getreide wie
die Versicherungsprämien für die ukraini-
schen, aber auch für bulgarische und rumä-
nische Frachter. Die von der EU-Kommis-
sion eifrig diskutierte Verlagerung ukraini-
scher Getreide-Exporte auf den Landweg
ist eine mögliche, aber sehr teure Alternati-
ve: Ein einziger Frachter transportiert so
viel Getreide wie 3 500 LKW.
Somalia, Sudan und Jemen zugute kommt.
Nun versucht Russland, die Ukraine vom
landwirtschaftlichen Weltmarkt zu ver-
drängen und wirtschaftlich zu beschädigen.

Auf dem Russland-Afrika-Gipfel Ende
Juli in St. Petersburg bot Präsident Putin
Anders als von der russischen Propagan-
da behauptet, gibt es keinerlei westliche
Sanktionen gegen russische Getreide-Ex-
porte. Putin hätte also auch ohne die von
ihm gezielt ausgelöste Krise der Ernäh-
rungssicherheit in Afrika den großzügigen
2019 waren es in Sotschi noch 43 gewesen.
Etliche Staaten ließen sich durch Vizemi-
nister oder Botschafter vertreten. Am Ende
bezeichnete der Vorsitzende der Afrikani-
schen Union, der Staats- und Regierungs-
chef der Komoren Azali Assoumani, die
russischen Angebote als unzureichend und
forderte einen Waffenstillstand zwischen
Russland und der Ukraine. Das Leben vie-
ler Menschen hänge von den Lebensmittel-
lieferungen ab.

Noch deutlicher insistierte Südafrikas
Präsident Cyril Ramaphosa auf ukraini-
schen Getreide-Exporten über das Schwar-
ze Meer: „Wir möchten, dass das Schwarze
Meer offen ist für die Weltmärkte.“ Kein
Zweifel: Afrika will und braucht russisches
wie auch ukrainisches Getreide und ist des-
halb an einem raschen Ende des Krieges
sehr interessiert.

Putins Interessen jedoch sind breiter: Mit
der Verminung weiter Landstriche der
Ukraine und der totalen Kontrolle der See-
wege im Schwarzen Meer schädigt er die
Ukraine, die auf ihre Getreide-Exporte öko-
nomisch angewiesen ist. Zugleich verstärkt
er mit den russischen Getreide-Lieferungen
seinen politischen Einfluss in Afrika, das
immerhin über 54 Stimmen in der UNO
verfügt und dank anti-westlicher Ressenti-
ments seit jeher ein potenzieller Partner für
Moskau zu sein scheint.

Bettelarme Staaten Afrikas
zahlen für russische Waffen
Doch selbst geschenktes russisches Getrei-
de ist nicht wirklich kostenlos: Wladimir
Putin befeuert – ganz in alter Sowjet-Tradi-
tion – die anti-kolonialen Ressentiments in
Afrika, um die militärische Zusammen-
arbeit mit den afrikanischen Staaten auszu-
bauen. Experten schätzen, dass bereits heu-
te rund die Hälfte aller in Afrika befindli-
chen Waffen aus russischer Produktion
stammen. Selbst bettelarme afrikanische
Staaten zahlen gerne für Waffen. Mit mehr
als 40 Staaten Afrikas habe Russland be-
reits „eine Partnerschaft in der militäri-
schen und militär-technischen Zusammen-
arbeit“, sagte Putin nun in St. Petersburg.
Dabei gehe es um die „Stärkung der Sicher-
heit und der Souveränität der Staaten“.

Gemeint ist damit die Verdrängung ame-
rikanischen und europäischen Einflusses
(etwa aus Mali) und die Stabilisierung von
Diktaturen, die von Russland und seinen
„Wagner“-Söldnern völlig abhängig sind
(wie in der Zentralafrikanischen Republik
und in Mosambik). Das war wohl auch der
Grund, weshalb sich „Wagner“-Führer Jew-
genij Prigoschin während des Russland-
Afrika-Gipfels völlig ungestört in St. Peters-
burg aufhalten und dort seine eigenen Ver-
handlungen führen konnte.

Bezahlt werden die russischen Waffenlie-
ferungen und „Sicherheits“-Dienstleistun-
gen in Afrika vielfach mit Gold, Diamanten
und Rohstoffen sowie mit dem Zugang zu
strategischer Infrastruktur wie Häfen (etwa
in Libyen und im Sudan). Eine russische
Firmengruppe schürft Diamanten in An-
gola, russische Firmen bauen Rohstoffe in
Guinea und Burkina Faso ab.

Bei seinem Afrika-Engagement muss
Putin aufpassen, neben den früheren Kolo-
nialmächten nicht der überaus machtbe-
wussten neuen Kolonialmacht China auf
die Füße zu treten, denn das „Reich der
Mitte“ hat den rohstoffreichen, armen und
instabilen Kontinent längst zu seinem Hin-
terhof erklärt. China ist wegen der steigen-
den Preise mit der Aufkündigung des Ge-
treide-Abkommens gar nicht glücklich. Und
das Handelsvolumen Chinas mit den Staa-
ten Afrikas übertrifft die russisch-afrikani-
sche Handelsbilanz um das Vierzehnfache.


